An: poststelle@bmi.bund.de

Betreff: Deutschlands politisches Interesse am Schutz gefährdeter Afghaninnen

Sehr geehrter Herr Dobrindt,
sehr geehrte Mitarbeitende des Bundesinnenministeriums,
eins ist dieser Tage klarer denn je: staatliches Handeln im Einklang mit Rechtsstaatlichkeit und unserer Verfassung liegt im größten innen- und außenpolitischen Interesse unseres Landes, das sich international für eine regelbasierte Weltordnung einsetzt – sei es im UN-Sicherheitsrat oder im UN-Menschenrechtsrat.
Und doch warten noch immer 479 gefährdete Personen in Pakistan auf ihre Aufnahme nach Deutschland. Unter ihnen befinden sich…
… 209 Kinder, die teilweise seit Jahren nicht mehr zur Schule gegangen sind und denen allein der Gedanke an einen baldigen Schulbesuch in Deutschland Trost und Kraft spendet.

… 148 Frauen, Mütter und Großmütter, die alles auf eine Karte gesetzt haben: die Aufnahmezusage aus Deutschland. Denn für sie gibt es keine Alternative.

… 30 Hauptantragsteller:innen, die sich aktiv für eine demokratische, offene und menschenrechtskonforme Gesellschaft in Afghanistan eingesetzt und somit die zwanzigjährige Mission der Bundeswehr in Afghanistan unterstützt haben.

Besonders eindrücklich sind folgende sieben Fälle: https://www.kabulluftbruecke.de/steckbriefe/. 
Was diese Fälle gemeinsam haben? In allen sieben Fällen sind die Hauptantragstellerinnen alleinstehende Frauen, denen Deutschland die Aufnahme versprochen hat.
Diese sieben Fälle verdeutlichen, welch gravierender Gefährdung die Schutzsuchenden in ihrem Heimatland ausgesetzt sind und wie sie sich für eine demokratische, menschenrechtskonforme Gesellschaft in Afghanistan eingesetzt haben. Sie zeigen auch, welche Hürden sie im Rahmen des Ausreiseverfahrens auf sich genommen haben und wie existentiell bedrohend ihre aktuelle Lebenssituation ist. All dies haben sie im Vertrauen auf die abschließende und individuelle Bearbeitung ihrer Schutzgesuchen und eine anschließende Aufnahme nach Deutschland in Kauf genommen.
In seiner Entscheidung vom 22. Juli 2026 hat das Bundesverfassungsgericht bezüglich der Aufnahmen aus Afghanistan festgestellt, dass der deutsche Staat „niemals völlig frei“ in seinem Handeln ist. Das Willkürverbot verpflichtet Sie, als Bundesinnenminister, die Fälle der Schutzsuchenden individuell und unter Abwägung ihrer Belange zu bewerten. Sie sind dem Parlament und der Öffentlichkeit darüber hinaus Rechenschaft über Ihr Vorgehen und die Auswirkungen für Schutzsuchende in Pakistan schuldig. Wir fordern Sie auf, die Verantwortung, die Deutschland für diese Menschen übernommen hat, wahrzunehmen und die Aufnahmeverfahren individuell und ergebnisoffen weiterzuführen, wie es das Bundesverfassungsgericht von Ihnen fordert. 
Setzen Sie die Aufnahmeverfahren fort und setzen Sie damit den psychischen und physischen Strapazen der Schutzsuchenden endlich ein Ende!
Mit besorgten Grüßen 
>Name< 
